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FESTSETZUNGEN
Art der baulichen Nutzung
Das Baugebiet wird als allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO ︵i.d.Fassung vom 01.10.1977 ︶ festgesetzt.

Maß der baulichen Nutzung
Soweit sich bei der Ausnutzung der überbaubaren Flächen keine geringeren Werte ergeben, sind die in der
Nutzungsschablone der Planzeichnung festgesetzte Grundflächenzahlen ︵GRZ ︶als Höchstmaß zulässig. Eine
Geschossflächenzahl wird nicht festgesetzt.

Zahl der zulässigen Vollgeschosse
Die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse ist den Nutzungsschablonen in der Planzeichnung festgesetzt.
Es gelten die Regelungen der BayBO in der Fassung vom 14. August 2007 ︵zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom
12.07.2017 geändert, insbesondere Art. 83 Abs. 7.

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
Die in der Planzeichnung festgesetzten Baulinien werden als Baugrenzen nach § 23 Abs. 3 BauNVO in der Fassung
vom 23. Januar 1990, zuletzt geändert am 04.05.2017 festgesetzt.
§ 23 Abs. 5 BauNVO gilt für den Geltungsbereich.
Die Vorgaben über Abstandsflächen nach Bayerischer Bauordnung ︵BayBO Art. 6 Abs. 1-7 ︶ in der Fassung vom
14. August 2007 ︵zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 geändert ︶, sind einzuhalten.

Örtliche Bauvorschriften ︵§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. Art 81 BayBO ︶

Zulässige Wandhöhen
Im WA2 wird eine maximale zulässige Wandhöhe WH ︵max. ︶ von 4,30 m, im WA1 und WA3 von 6,75 m,
gemessen zwischen der EFOK und dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut, und eine maximal
zulässige Firsthöhe FH ︵max., gemessen zwischen der EFOK und Oberkante Dachhaut, mit 9,50 m festgesetzt.
Bei einem höhenversetzten Erdgeschoss ︵versetzter Bautyp ︶ wird die zulässige Wandhöhe an der bergseitigen
Traufwand gemessen.
Ausnahmsweise kann die Freilegung des Keller- bzw. Untergeschosses ︵nicht als Vollgeschoss ︶im WA2 bis zum
Schnittpunkt der talseitigen Außenwand mit dem natürlichen Gelände, maximal jedoch 1,0 m ab EFOK,  zugelassen
werden. In den Bauanträgen ist das natürliche und das geplante Gelände genau darzustellen.
Dächer
Im Geltungsbereich sind nur die in den Nutzungsschablonen der Planzeichnung festgesetzten Dachformen und 
Dachneigungen für die Hauptbaukörper zulässig.
Als Dacheindeckung sind nur Dachsteine und Dachpfannen in ziegelrot bis braun oder grau bis anthrazit aus Ziegel 
oder Betonstein zulässig. Untergeordnete Anbauten, Nebengebäude und Garagen sind auch in abweichender 
Dachform und Dachdeckung zulässig.
Spiegelnde oder stark reflektierende Dachmaterialien sind unzulässig.
Dachaufbauten / Querbauten
Dachan- und -vorbauten sind in Form von Zwerchgiebeln oder Dachgauben innerhalb der festgesetzten 
Baugrenzen zulässig.
Sie müssen sich in Gesamtform und -gestaltung dem Hauptbaukörper unterordnen.
Technische Anlagen zur solaren Energiegewinnung/Photovoltaik und zur solaren Warmwassergewinnung sind nur 
neigungsgleich über der Dachfläche zulässig. Sie sind nur zusammengefasst in einer quadratischen, rechteckigen 
oder trapezförmigen Grundform zugelassen.

H

Geländegestaltung
Die bestehenden Geländehöhen an den Grenzen des Geltungsbereiches sind einzuhalten.

Werbeanlagen
Werbeanlagen sind nur am Ort der beworbenen Leistung und nur bis zu einer Höhe von 3 m über der Oberfläche ︵EFOK ︵max. ︶ ︶

und innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Sie dürfen je Nutzungseinheit eine Fläche von 1,0 m² nicht überschreiten.
Bei Leuchtreklamen sind Blink- und Wechsellicht und bewegliche Reklame unzulässig.

Flächen mit Pflanzgebot ︵§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB ︶

Auf den im Geltungsbereich der Planzeichnung festgesetzten Flächen mit Pflanzgebot sind je Parzelle mind. 3 
Hochstamm-Laubbäume der Pflanzliste 1 oder 2 zu pflanzen.
Pflanzenliste 1 -Laubbäume 1. Und 2. Wuchsordnung: Mindestqualität Hochstamm, 3xv, 12 - 14 cm oder Heister 2xv, 150-200 cm:
Acer campestre Feld-Ahorn
Betula pendula Birke
Carpinus betulus Hainbuche
Fagus sylvatica Rotbuche
Prunus avium Vogelkirsche
Pyrus pyraster Holzbirne
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Tilia cordata Winterlinde
Ulmus minor Feldulme
Pflanzenliste 2 - Obsthochstämme: Mindestqualität Stammumfang 16/18 cm:
Äpfel
Jakob Fischer
Kaiser Wilhelm
Gelber Edelapfel
Birnen
Gelbmöstler
Schweizer Wasserbirne
Oberösterreichische Weinbirne
Zwetschgen
Hauszwetschge
Weitere Arten können von der Naturschutzbehörde am Landratsamt zugelassen werden.
Die Gehölzpflanzungen und Einzelbäume sind fachgerecht zu pflegen und zu unterhalten. Ausgefallene Bäume sind in der 
nächsten Pflanzperiode nachzupflanzen.
Die Bepflanzungsmaßnahmen sind in der dem Beginn der Gebäudenutzung folgenden Pflanzperiode durchzuführen. Der 
Aufwuchs ist zu unterstützen ︵ggf. Gießen, Mulchen ︶.

Hinweise und Empfehlungen:

Parzelle 11a:
Der Erhalt des Bestandsbaumes wird dringend empfohlen. Entlang der östlichen Grundstücksgrenze wird eine 
Ortsrandeingrünung empfohlen.

Gehölzrodungen:
NachVorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes ist eine Entfernung von Gehölzen in der Zeit von 01.03. bis 30.09.  nicht zuläsig.

Bayernwerk:
Im Planungsgebiet liegen Mittelspannungskabel ︵20-kV ︶. Bei geplanten Baumaßnahmen sind Spartenauskünfte einzuholen.

Begründung zur Änderungsfassung vom 05.03.2018:

Die Änderung des Bebauungsplanes dient dazu, die städtebauliche Entwicklung in Pleußen vorrangig durch 

Maßnahmen der Innenentwicklung zu unterstützen. Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind 

bisher nicht alle Parzellen bebaut. Zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für die bauliche 

Nutzung sollen nach den planungsrechtlichen Grundsätzen Nachverdichtungen durch Baulückenschluss als 

Maßnahmen zur Innenentwicklung vorrangig genutzt werden. Die bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplans 

konnten dies nicht vollständig erreichen. Es ist deshalb erforderlich, durch eine zeitgemäße Anpassung der 

Festsetzungen den Baulückenschluss besser zu ermöglichen. Die Änderung ist auch erforderlich, da für einzelne noch 

unbebaute Parzellen der Bedarf zur zeitgemäßen Bebauung durch Bauwerber bei der Stadtverwaltung dokumentiert 

ist.

Die städtebauliche Konzeption und Gründordnung des bisherigen Bebauungsplanes wird durch die Änderung nicht 

berührt. Die Erschließung des Baugebiets besteht bereits. Änderungen sind hier nicht veranlasst. Die Durchgrünung 

und Eingliederung des Baugebiets in das Umfeld bleibt durch die Änderungen unangetastet. Die Beibehaltung des 

Bautyps E + D mit Wandhöhenbeschränkung am östlichen Ortsrand im Bereich der Parzellen 24 - 33 sowie die 

alternative Möglichkeit, mit einem Vollgeschoss und entsprechend festgesetzter Wandhöhe ein flaches Sattel- (oder 

(Walm-)dach auszubilden, berücksichtigt die bisherige städtebauliche Grundordnung, am Übergang zur freien 

Landschaft nur ortsangemessene Gebäude mit einer maximalen Wandhöhe von 4,30 m zuzulassen. Bei der 

Festsetzung der zulässigen Zahl der Vollgeschosse ist die bisher auf Grundlage des Bauplanungsrechts nicht 

normierte Bestimmungen 1+D durch eine ausreichend bestimmte Festsetzung zur zulässigen Zahl der Vollgeschosse 

zu ersetzen. Die Baugrenzen und die zulässige Grundflächenzahl wurde an den weitgehend vorhandenen Baubestand 

angepasst und einheitlich mit 0,35 für das gesamte Baugebiet festgesetzt. Damit besteht auch die Möglichkeit, 

innerhalb bestehender Bebauungen Ergänzungen, Um- und Anbauten nach dem Grundsatz der Innenentwicklung 

leichter vorzunehmen. Durch den bestehenden Festsetzungsumfang ist eine eigene Regelung der zulässigen GFZ 

städtebaulich nicht mehr erforderlich. Unter Berücksichtigung der bestehenden städtebaulichen Grundstruktur sowie 

der vorhandenen Gebäude erfolgt im Innenbereich eine zeitgemäße Anpassung der zulässigen Dachformen und 

Dachneigungen. Die bisher zulässigen unteren und oberen Grenzen der zulässigen Dachneigung werden dabei nicht 

verändert.

Um die für eine Satzung erforderliche Klarheit und Bestimmtheit der Festsetzungen zu erreichen, ist es erforderlich,

zwischen planungsrechtlichen Festsetzungen und Hinweisen besser zu unterscheiden. Durch die vorliegende

Änderung werden deshalb die Festsetzung durch Planzeichnung sowie die textlichen Festsetzungen vollständig

überarbeitet. Erhebliche Änderungen hinsichtlich der städtebaulichen Grundstruktur sowie der betroffenen Belange

ergeben sich dadurch nicht. Die zulässige Art der baulichen Nutzung entspricht der bisherigen Nutzungszulässigkeit.

Die gesetzlichen Regelungen zu den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sowie zu den Abstandsflächen nach

Bayerischer Bauordnung bleiben unberührt. Um die bisherigen, städtebaulichen Ziele entsprechend der dargestellten

Regelbeispiele zu erreichen ist es erforderlich, neben der zulässigen Zahl der Vollgeschosse und den Regelungen zu

den Dachneigungen ergänzende Festsetzungen zur zulässigen Wandhöhe aufzunehmen. Hierzu sollen insbesondere

die Regelungen zum versetzten Bautyp sowie zum Freilegen von Untergeschossen beitragen. Die Überarbeitung der

baugestalterischen Regelungen dient dazu, die Zulässigkeit an den Baubestand anzupassen und eine zeitgemäße

Weiterentwicklung des Baugebiets durch die angestrebte Nachverdichtung zu ermöglichen. Bei den grünordnerischen

Festsetzungen ist es ebenfalls erforderlich, die Festsetzungen ausreichend bestimmt neu zu verfassen.

Die Änderung umfasst den gesamten, bisherigen Geltungsbereich.

Die Änderung erfolgt im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB, da die Grundzüge der Planung nicht berührt 

werden. Die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 Ziff. 1. - 3. BauGB sind erfüllt.

Im vereinfachten Verfahren wird von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 

BauGB abgesehen und die Auslegung nach § 3 Absatz 2 und die Beteiligung nach § 4 Absatz 2 BauGB durchgeführt.

Im vereinfachten Verfahren wird nach BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4, von dem Umweltbericht nach 

§ 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie 

von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgesehen; § 4c ist nicht 

anzuwenden. Bei der öffentlichen Auslegung wird darauf hingewiesen, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird. 

Die Änderung des Bebauungsplanes dient der Innenentwicklung. Mit den Änderungen sind keine wesentlichen 

zusätzlichen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten. Es entstehen keine neuen Bauparzellen, die zulässige 

Höhe der baulichen Anlagen verändert sich nicht wesentlich. Analog § 13a Abs. 2 Ziff. 4. und § 1a Abs. 3 Satz 6 

BauGB waren die wesentlichen Eingriffe bereits vor der Änderung des Planes zulässig.
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Begründung zur Änderungsfassung vom 06.12.2021, red. erg. 19.09.2022:

Die Änderung des Bebauungsplanes dient dazu, die städtebauliche Entwicklung in Pleußen vorrangig durch 

Maßnahmen der Innenentwicklung zu unterstützen.

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind bisher nicht alle Parzellen bebaut. Zur Verringerung der 

zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für die bauliche Nutzung sollen nach den planungsrechtlichen 

Grundsätzen Nachverdichtungen durch Baulückenschluss als Maßnahmen zur Innenentwicklung vorrangig genutzt 

werden. Es befinden sich weitere Spielplätze in der Umgebung, dass nach Ansicht der Stadt Mitterteich der 

vorhandene Spielplatz problemlos aufgelöst werden kann. Eine Ortsrandeingrünung wird für eine optimale Ausnutzung 

des Grundstückes bei Parzelle 11a im Rahmen der Nachverdichtung nur als Empfehlung im Bebauungsplan 

aufgenommen. Ebenso wird empfohlen den Bestandsbaum in der Südwestecke des Parzelle 11a  zu erhalten.

Es besteht eine konkrete Nachfrage für die Bebauung einer Parzelle, die bisher als Grünfläche und Spielplatz genutzt 

wurde.

Die städtebauliche Konzeption und Grünordnung des Bebauungsplanes mit bisherigen Änderungsplanungen wird 

durch die vorliegende Änderung nicht berührt. Die Erschließung des Baugebiets besteht bereits. Für die Erschliessung 

der neuen Parzelle wird ein bestehender Fußweg in eine öffentliche Verkehrsfläche geändert. Da es sich bisher um 

einen Fußweg gehandelt hat, liegen die Wegebreiten minimal bei ca. 3,2 m. Damit liegen sehr beengte 

Erschließungsverhältnisse vor. Mit einer Mindestbreite von 3m ist die Anfahrbarkeit für Baugrundstücke prinzipiell 

gegeben.

Die Parzelle 11 war bisher dem WA1 zugeordnet. Im Zuge der vorliegenden Änderung wird die Parzelle wie alle 

anderen Parzellen am Baugebietsrand dem WA2 mit einer Wandhöhenbeschränkung von max. 4,30 m zugeordnet für 

ein einheitliches städtebauliches Bild am östlichen Ortsrand.

Die Durchgrünung und Eingliederung des Baugebiets in das Umfeld bleibt durch die Änderungen unangetastet. Die 

Beibehaltung des Bautyps E + D mit Wandhöhenbeschränkung am östlichen Ortsrand im Bereich der Parzellen 24 - 33 

sowie die alternative Möglichkeit, mit einem Vollgeschoss und entsprechend festgesetzter Wandhöhe ein flaches 

Sattel- (oder (Walm-)dach auszubilden, berücksichtigt für die Parzellen 11 und 11a die bisherige städtebauliche 

Grundordnung, am Übergang zur freien Landschaft nur ortsangemessene Gebäude mit einer maximalen Wandhöhe 

von 4,30 m zuzulassen. Die Baugrenzen wurde an den weitgehend vorhandenen Baubestand angepasst. Die 

Grundflächenzahl wird entsprechnd den bisherigen Festsetzungen mit 0,35 festgesetzt.

Die gesetzlichen Regelungen zu den Abstandsflächen nach Bayerischer Bauordnung werden klarstellend auf den 

aktuellen Gesetzesstand aktualisiert.

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt.

Es wird von der Umweltprüfung nach § 2  Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von Angaben 

nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 

zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. Der § 4c BauGB wird nicht angewendet. Eine 

Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem Bebauungsplan nicht 

begründet. Bei der öffentlichen Auslegung wird darauf hingewiesen, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird.

Die Änderung des Bebauungsplanes dient der Innenentwicklung. Mit der Änderung sind keine wesentlichen 

zusätzlichen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten. Es entsteht lediglich eine neue Bauparzellen, die von 

bestehenden Parzellen umfasst ist. Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen orientiert sich am Bestand. Analog § 

13a Abs. 2 Ziff. 4. und § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB waren die wesentlichen Eingriffe bereits vor der Änderung des Planes 

zulässig.
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Änderung im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB

VERFAHRENSVERMERKE:
Die Stadt Mitterteich hat in der Sitzung vom 24.07.2017 die Änderung des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" beschlossen. Der 
Änderungsbeschluss wurde am 16.01.2018  ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf der Änderung  des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" in der Fassung vom 04.12.2017 wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 24.01.2018 bis 27.02.2018 öffentlich ausgelegt. Auf die öffentliche Auslegung wurde mit 
ortsüblicher Bekanntmachung  vom 16.01.2018 hingewiesen.

Zu dem Entwurf der Änderung  des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" in der Fassung vom 04.12.2017 wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt werden können, gemäß § 13 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben 
vom 16.01.2018 bis zum 27.02.2018  beteiligt.

Der Entwurf der Änderung  des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" in der Fassung vom 05.03.2018 wurde mit der Begründung 
gemäß § 4a Abs. 3 und § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 03.05.2018 bis 24.05.2018 erneut öffentlich ausgelegt. Auf die öffentliche 
Auslegung wurde mit ortsüblicher Bekanntmachung  vom 25.04.2018 hingewiesen.

Zu dem Entwurf der Änderung  des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" in der Fassung vom 05.03.2018 wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt werden können, gemäß § 13 i.V.m. § 4a Abs. 3 und § 4 Abs. 2 BauGB 
mit Schreiben vom 25.04.2018 bis zum 24.05.2018  erneut beteiligt.

Die Stadt Mitterteich hat mit Beschluss des Stadtrates vom 11.06.2018 die Änderung des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" gemäß 
§ 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 05.03.2018 als Satzung beschlossen.

Ausgefertigt:
Mitterteich, den ................................

..............................................................
Roland Grillmeier, Erster Bürgermeister

Der Beschluss der Änderung des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" wurde am ︳ ︳. ︳ ︳.2018 gemäß § 10 Abs.3 BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht. Seit diesem Zeitpunkt wird der Bebauungsplan mit Begründung während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. In der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, wo die 
Änderung  des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" eingesehen werden kann.

Mit der Bekanntmachung tritt die Änderung  des Bebauungsplanes Pleussen "Auf der Hut" gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

Auch wurde auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB sowie des § 215 Abs. 1 BauGB in aktueller Fassung 
hingewiesen.

Mitterteich, den ................................

..............................................................
Roland Grillmeier, Erster Bürgermeister

-SIEGEL-

-SIEGEL-

Änderung im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB

-SIEGEL-

-SIEGEL-


